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AD 0003/2015 (VWD) 

Dringlicher Auftrag überparteilich: Sofortmassnahmen wegen Frankenstärke 

(27.01.2015)  

 

Der Regierungsrat wird beauftragt zu prüfen, welche Sofortmassnahmen zur Deregulierung 

und/oder zur finanziellen Entlastung von Unternehmen eingeleitet werden können. 
 

Begründung 27.01.2015: Schriftlich. 
 

Am 15.01.2015 hat die Schweizerische Nationalbank die Aufhebung der Anbindung des Fran-

kens an den Euro beschlossen und damit den Mindestkurs von 1.20/EUR aufgegeben. Der Ent-

scheid führte bekanntlich zu einer massiven Aufwertung des Frankens innerhalb kurzer Zeit. 

Der EUR/CHF-Kurs wird sich – insbesondere nach der Ankündigung der Europäischen Zentral-

bank vom 22.01.2015, die Märkte in den kommenden Monaten mit total 1140 Milliarden Euro 

fluten zu wollen – in absehbarer Zeit kaum wieder erholen. 

Namentlich Betriebe der Exportindustrie, des Tourismus und grenznahe KMU haben umge-

hend mit den Folgen eines flexiblen Wechselkurses zu kämpfen. Diese Unternehmen zeigen 

sich ihrerseits flexibel, indem sie in kürzester Zeit wirksame Sofortmassnahmen einleiten, um 

wettbewerbsfähig zu bleiben und damit ihre Zukunft zu sichern. Teilweise kann der verän-

derte Wechselkurs auch mit Discountpreisen im Einkauf oder alternativem Sourcing ausgegli-

chen werden. Einige Unternehmen haben die Möglichkeit, ihre Produktivität weiter zu stei-

gern oder das Produktportfolio zu straffen. Erhöhungen der Wochenarbeitszeiten, Lohnsen-

kungen sowie Entlassungen oder im schlimmsten Fall komplette Werksschliessungen können 

ebenfalls unmittelbare Folgen sein. 

Es entspricht der Realität, dass durch die veränderte Situation, je nach Produkt eine vorläufige 

Verschlechterung der Margen von 10-15% erzielt wird. Hoch kompetitive Branchen werden 

einen solchen Einschnitt möglicherweise nicht überleben. Unternehmen, welche Produkte mit 

hohem gehandeltem Rohstoffanteil anbieten, registrieren bereits jetzt eine sinkende Nach-

frage aufgrund der starken Volatilität, welche unmittelbar nach dem Entscheid der SNB ein-

setzte. 

Jetzt ist auch die Politik gefordert. Diese soll ebenfalls Flexibilität beweisen und gute Rah-

menbedingungen für Unternehmen schaffen, damit Zeit für eine bessere Positionierung im 

veränderten Marktumfeld gewonnen wird. Eine Abfederung dieser kritischen Situation ist 

wichtig und dringlich. Aus diesem Grund soll der Regierungsrat so schnell wie möglich han-

deln und dem Kantonsrat Massnahmen vorlegen und/oder selber beschliessen. Für konkrete 

Gespräche an einem runden Tisch mit Vertretern der Wirtschaft, anderer Parteien, der Ge-

werkschaften, Verbänden und der Regierung stehen die Vertreter der Parteien gerne bereit. 

Auch wir stellen damit unsere entsprechende Flexibilität unter Beweis. 
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